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A b s c h r i f t. 


Der Präsident des Bundesrates 


Bonn, den 9. Juli 1965 


An den 

Vorsitzenden des Vermittlungsausschusses 
des Deutschen Bundestages und des Bundesrates 
Herrn Abgeordneten Dr. Schmidt (Wuppertal) 


Ich beehre mich mitzuteilen, daß der Bundesrat in seiner 
285. Sitzung am 9. Juli 1965 beschlossen hat, hinsichtlich des vom 
Deutschen Bundestag am 23. Juni 1965 verabschiedeten 


Krankenpflegegesetzes 
— Drucksachen 1\72550, IV/3527 — 

zu verlangen, daß der Vermittlungsausschuß gemäß Artikel 77 
Abs. 2 des Grundgesetzes aus den in der Anlage angegebenen 
Gründen einberufen wird. 

Der Bundesrat ist der Ansicht, daß das Gesetz seiner Zustim- 
mung bedarf. 

Dr. Zinn 


Bonn, den 9. Juli 1965 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Vorstehende Abschrift wird mit Bezug auf das dortige Schreiben 
vom 25. Juni 1965 mit der Bitte um Kenntnisnahme übersandt. 


Dr. Zinn 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, 53 Bonn 
Alleinvertrieb: Dr, Hans Heger, 532 Bad Godesbeifj, 
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Deutscher Bundestag — 4. Wahlperiode 


Anlage 


Gründe für die Einberufung des Vermittlungsausschusses 
zum Krankenpflegegesetz 


1. Zur Überschrift 

Die Überschrift wird wie folgt gefaßt: 

„Gesetz zur Änderung des Krankenpflegegeset- 
zes." 

Begründung 

Im Gegensatz zu dem Gesetzentwurf, den der 
Bundesrat im 1. Durchgang am 26. Juni 1964 be- 
raten hat, handelt es sich bei der Vorlage nicht 
um ein neues Gesetz, sondern um ein Änderungs- 
gesetz. 

2. Zu Artikel I Nr. 6 

In § 7 Nr. 1 Buchstabe b ist das Wort „Arzt" durch 
die Worte „Facharzt für Kinderkrankheiten" zu 
ersetzen. 

Begründung 

Es muß sichergestellt werden, daß die Kinder- 
krankenpflegeschule einer Kinderfachabteilung 
angegliedert ist, die von einem hauptamtlich an- 
gestellten Facharzt für Kinderkrankheiten ge- 
leitet wird. Das ist zur Zeit nicht immer der Fall. 


3. Zu Artikel I Nr. 7 

In § 8 Abs. 1 erhält Nr. 2 Buchstabe a folgende 
Fassung; 

„2. a) eine abgeschlossene Realschulbildung, 
eine andere abgeschlossene zehnjährige 
Schulbildung oder eine der abgeschlos- 
senen Realschulbildung entsprechende 
Schulbildung;". 

Begründung 

Der Begriff „Realschulreife" ist mißverständlich. 
Im Schulrecht bedeutet der Begriff „. . . reife" in 
Verbindung mit der Bezeichnung einer Bildungs- 
einrichtung die Reife für den Zugang zu dieser 
Einrichtung („Hochschulreife", „Fachschulreife") 
und nicht die Reife nach Abschluß eines bestimm- 
ten Bildungsganges. 

Unter Beibehaltung des sachlichen Inhalts muß 
daher der Begriff „Realschulreife" ersetzt werden 
durch die zutreffende Bezeichnung „abgeschlos- 
sene Realschulbildung". 

4. Zu Artikel I Nr. 16 und 18 

d) In § 17 Abs. 2 und 3 sowie in § 19 Abs. 1 
sind die Worte „bei (vor) Inkrafttreten dieses 


Gesetzes" durch die Worte „am (vor dem) 
1. Oktober 1965" zu ersetzen. 

b) In § 19 Abs. 2 sind die Worte „innerhalb von 
drei Jahren nach Inkrafttreten dieses Geset- 
zes" zu ersetzen durch die Worte „bis zum 
30. September 1968". 

c) In § 19 Abs. 3 sind die Worte „vor dem In- 
krafttreten oder innerhalb von 2 Jahren nach 
dem Inkrafttreten dieses Gesetzes" zu er- 
setzen durch die Worte „bis zum 30. Septem- 
ber 1967". 

Begründung zu a) bis c) 

Da das bisherige Krankenpflegegesetz nur ge- 
ändert werden soll und § 22 Abs. 1 des Gesetzes 
unverändert bleibt, würde die Formulierung „In- 
krafttreten dieses Gesetzes" bedeuten, daß in 
allen 4 Absätzen jeweils der 19. Juli 1957 als Tag 
des Inkrafttretens anzusehen wäre; gemeint ist 
aber der Zeitpunkt des Inkrafttretens des Ände- 
rungsgesetzes, also der 1. Oktober 1965. 


5 Zu Artikel I Nr. 18 

In § 19 Abs. 4 sind die Vv^ortc „ Wer bei Inkraft- 
treten dieses Gesetzes" durch die Worte „Wer 
bis zum 1. Oktober 1968" zu ersetzen. 

Begründung 

Der pflegerische Dienst in den Krankenhäusern 
der Bundesrepublik ist auf den Nachwuchs ge- 
eigneter Volksschülerinnen angewiesen. Sprung- 
haftes Experimentieren mit Ausbildungsvoraus- 
setzungen kann zu einem katastrophalen Nach- 
wuchsmangel im pflegerischen Dienst führen. 

Wegen des erheblich vermehrten Bedarfs an 
Krankenschwestern als Folge der strukturell ver- 
änderten Krankenhausbehandlung und als Folge 
der ungünstigen Altersschichtung im pflegeri- 
schen Dienst darf — jedenfalls in dem Jahrfünft 
stärkerer Schulentlassungsjahrgänge — keine ge- 
eignete Volksschülerin durch mit Prestigeüber- 
legungen begründete Ausbildungsprivilegien ab- 
geschreckt werden. 

In diesem Jahrfünft wird der Ausbau des neun- 
und zehnklassigen Volksschulsystems weitgehend 
abgeschlossen sein. Erst in diesem Jahrfünft wird 
sich zeigen, ob die verbesserte Volksschulausbil- 
dung als Grundlage der durch diesen Entwurf 
verbesserten fachlichen Ausbildung in den Schwe- 
sternschulen den beruflichen Anforderungen ge- 
recht wird. 
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